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Informationen nach § 125 Abs. 2 AktG  
in Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG, 
Artikel 4 Abs. 1 sowie Tabelle 3 des 
Anhangs der Durchführungsverordnung 
(EU) 2018 / 1212 

Vorstehende Angaben und die weiteren Informationen zur Einberufung der Hauptversammlung gemäß Tabelle 3 
des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 stehen den Aktionären auf der Website der 
Gesellschaft unter fn.de/hv zur Verfügung.

Mehr zum Geschäftsjahr 2024 inklusive ausgewählter Highlights 
und Statements zur Prognose unter fn.de/gj24
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Art der Angabe Information
A. Inhalt der Mitteilung
1. Eindeutige Kennung des Ereignisses GMETFNTN25RS
2. Art der Mitteilung Einberufung der Hauptversammlung [NEWM]

B. Angaben zum Emittenten
1. ISIN DE000A0Z2ZZ5
2. Name des Emittenten freenet AG

C. Angaben zur Hauptversammlung
1. Datum der Hauptversammlung 13.05.2025 [20250513]
2. Uhrzeit der Hauptversammlung 10:00 Uhr MESZ [08:00 Uhr UTC]
3. Art der Hauptversammlung Ordentliche Hauptversammlung [GMET]

4. Ort der Hauptversammlung
CCH – Congress Center Hamburg, Saal G,  
Congressplatz 1, 20355 Hamburg

5. Aufzeichnungsdatum 06.05.2025 [20250506]
6. Uniform Resource Locator (URL) fn.de/hv

http://fn.de/hv
http://fn.de/gj24
http://fn.de/hv


freenet AG 
Büdelsdorf
ISIN: DE000A0Z2ZZ5 – WKN: A0Z2ZZ

Einladung zur ordentlichen 
Hauptversammlung 2025

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der am Dienstag, den 13. Mai 2025, um 10:00 Uhr (MESZ) 
(Einlass ab 9:00 Uhr (MESZ)), im CCH – Congress Center Hamburg, Saal G, Congressplatz 1, 20355 Hamburg, 
stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen. 

I. Tagesordnung
1.	 �Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten Konzernabschlusses sowie der Lageberichte 

für die freenet AG und den Konzern, des Vorschlags des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns, 
des Berichts des Aufsichtsrats und des erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach den  
§§ 289a, 315a des Handelsgesetzbuches, jeweils für das Geschäftsjahr 2024 
Die vorgenannten Unterlagen liegen von der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen 
der Gesellschaft, Deelbögenkamp 4, 22297 Hamburg, zur Einsicht durch die Aktionäre aus und werden auch in 
der Hauptversammlung zugänglich gemacht. Auf Verlangen wird jedem Aktionär unverzüglich eine Abschrift 
erteilt. Darüber hinaus werden die Unterlagen gemäß § 124a AktG auf der Internetseite der Gesellschaft unter

fn.de/hv

zugänglich gemacht. Sie werden in der Hauptversammlung vom Vorstand beziehungsweise – im Falle des Berichts 
des Aufsichtsrats – vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats erläutert. Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand auf-
gestellten Jahresabschluss und Konzernabschluss für das Geschäftsjahr 2024 am 20. März 2025 gebilligt; der 
Jahresabschluss ist damit festgestellt. Eine Beschlussfassung durch die Hauptversammlung zum Tagesordnungs-
punkt 1 entfällt daher. 

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten Jahresabschluss der freenet AG zum 31. Dezember 2024 
ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von Euro 806.874.491,15 wie folgt zu verwenden: 

Ausschüttung einer Dividende von Euro 1,97 je dividendenberechtigter Stückaktie, d. h. Euro 234.135.678,06 als 
Gesamtbetrag der Dividende, und Vortrag des Restbetrags in Höhe von Euro 572.738.813,09 auf neue Rechnung

Gesamtbetrag der Dividende	 Euro	 234.135.678,06
Vortrag auf neue Rechnung	 Euro	 572.738.813,09 

Bilanzgewinn 		  Euro	 806.874.491,15
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Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die 50.000 eigenen Aktien, die mittelbar von der Gesellschaft 
gehalten werden und die gemäß § 71b Aktiengesetz (AktG) nicht dividendenberechtigt sind. 

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG ist der Anspruch auf die Dividende am dritten auf den Hauptversammlungs-
beschluss folgenden Geschäftstag, d. h. am 16. Mai 2025, fällig.

3.	 �Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft für  
das Geschäftsjahr 2024
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nachfolgend unter 3.1 bis 3.6 genannten im Geschäftsjahr 2024 amtie-
renden Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen:

3.1	 Christoph Vilanek (Vorsitzender)
3.2	 Ingo Arnold (Stellvertretender Vorsitzender)
3.3	 Nicole Engenhardt-Gillé
3.4	 Stephan Esch
3.5	 Antonius Fromme
3.6	 Rickmann v. Platen

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstimmung über die Entlastung der Mitglieder 
des Vorstands entscheiden zu lassen.

4.	 �Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats der Gesellschaft  
für das Geschäftsjahr 2024
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nachfolgend unter 4.1 bis 4.12 genannten im Geschäftsjahr 2024 
amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen:

4.1	 Marc Tüngler (Vorsitzender)
4.2	 Knut Mackeprang (Stellvertretender Vorsitzender)
4.3	 Claudia Anderleit
4.4	 Theo-Benneke Bretsch
4.5	 Sabine Christiansen
4.6	 Thomas Karlovits
4.7	 Prof. Dr. Kerstin Lopatta
4.8	 Tobias Marx
4.9	 Frank Suwald
4.10	Robert Weidinger
4.11	Petra Winter
4.12	Miriam Wohlfarth

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstimmung über die Entlastung der Mitglieder des  
Aufsichtsrats entscheiden zu lassen.

5.	 �Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das 
Geschäftsjahr 2025, des Prüfers für eine etwaige prüferische Durchsicht unterjähriger Finanzberichte 
des Geschäftsjahres 2025 und des Geschäftsjahres 2026 vor der ordentlichen Hauptversammlung 2026 
sowie des Prüfers der Nachhaltigkeitsberichterstattung für das Geschäftsjahr 2025
Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor zu beschließen:

5.1	� Die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, wird zum Abschlussprüfer und Konzern- 
abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 sowie zum Prüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht von 
Zwischenfinanzberichten für das Geschäftsjahr 2025 und für das Geschäftsjahr 2026, die vor der ordent-
lichen Hauptversammlung 2026 aufgestellt werden, gewählt.
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5.2	� Die KPMG Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Hamburg, wird zum Prüfer der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung im Sinne der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der Nachhaltigkeits
berichterstattung von Unternehmen (Corporate Sustainability Reporting Directive) für das Geschäftsjahr 
2025 gewählt.

Die Corporate Sustainability Reporting Directive verpflichtet die Mitgliedstaaten zur Einführung einer 
entsprechenden Nachhaltigkeitsberichterstattung. Da zum Zeitpunkt der Einreichung dieser Einberufung zum 
Bundesanzeiger ein deutsches Umsetzungsgesetz für die Corporate Sustainability Reporting Directive ausstand, 
wird die Wahl eines Prüfers für die Nachhaltigkeitsberichterstattung unter 5.2 vorsorglich für den Fall vorgeschlagen, 
dass eine solche Wahl durch die Hauptversammlung erforderlich wird.

Der Prüfungsausschuss hat im Rahmen seiner Empfehlungen zu diesem Tagesordnungspunkt 5 erklärt, dass 
diese frei von ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte sind und ihm jeweils keine die Auswahl beschränkende 
Klausel im Sinne von Art. 16 Abs. 6 Abschlussprüferverordnung (EU) 537/2014 auferlegt wurde.

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung über die Beschlussgegenstände zu 5.1 und 5.2 jeweils einzeln abstimmen 
zu lassen.

6.	 Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 2024
Gemäß § 162 AktG ist jährlich von Vorstand und Aufsichtsrat ein Vergütungsbericht zu erstellen und der Haupt
versammlung gemäß § 120a Abs. 4 AktG zur Billigung vorzulegen.

Der Vergütungsbericht wurde gemäß § 162 Abs. 3 AktG durch den Abschlussprüfer daraufhin geprüft, ob die gesetz-
lich geforderten Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG gemacht wurden. Über die gesetzlichen Anforderungen 
hinaus erfolgte auch eine inhaltliche Prüfung durch den Abschlussprüfer. Der Vermerk über die Prüfung des Ver-
gütungsberichts ist dem Vergütungsbericht beigefügt. Der Vergütungsbericht ist von der Einberufung an und 
auch während der gesamten Hauptversammlung über die Internetadresse fn.de/hv verfügbar. Ferner wird der 
Vergütungsbericht in der Hauptversammlung zugänglich gemacht.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und geprüften Vergütungsbericht für das 
Geschäftsjahr 2024 zu billigen.

7.	 �Beschlussfassung über die Anpassung von § 12 (Ort, Einberufung, virtuelle  
Hauptversammlung) der Satzung 
Die aktuelle Ermächtigung des Vorstands in § 16 Abs. 4 der Satzung zur Vorsehung virtueller Hauptversammlungen 
ist auf zwei Jahre befristet und läuft Anfang Juni 2025 aus. Der Vorstand hat von dieser Ermächtigung keinen 
Gebrauch gemacht und beabsichtigt derzeit auch nicht, in Zukunft Hauptversammlungen in virtueller Form 
vorzusehen. Dennoch wird für den Fall, dass Vorstand und Aufsichtsrat die Durchführung virtueller Haupt-
versammlungen in Zukunft z. B. aus hygienischen oder anderen sachlichen Gründen für sinnvoll halten, vor-
geschlagen, die bestehende Ermächtigung um zwei Jahre zu verlängern. Die Ausnutzung der Ermächtigung setzt 
die Zustimmung des Aufsichtsrats voraus.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, § 12 Abs. 4 der Satzung wie folgt neu zu fassen: 

„(4)	� Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für Hauptversammlungen, die innerhalb von 
zwei Jahren nach Eintragung der von der Hauptversammlung am 13. Mai 2025 beschlossenen Änderung von  
§ 12 Abs. 4 der Satzung stattfinden, vorzusehen, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 
oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung).“
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8.	 ��Beschlussfassung über die Aufhebung der Genehmigten Kapitalia 2018 und 2020, die Schaffung eines neuen 
Genehmigten Kapitals 2025 gegen Bar- und / oder Sacheinlagen mit der Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts sowie die entsprechenden Satzungsänderungen 
Die ordentlichen Hauptversammlungen vom 17. Mai 2018 und vom 27. Mai 2020 haben jeweils je ein auf fünf Jahre 
bemessenes genehmigtes Kapital in Höhe von Euro 12.800.000,00 zur einmaligen oder mehrmaligen Ausgabe 
von bis zu 12.800.000 neuer Aktien gegen Bar- und / oder Sacheinlagen mit der Möglichkeit des Bezugsrechts-
ausschlusses beschlossen (Genehmigtes Kapital 2018 in § 4 Abs. 6 der Satzung und Genehmigtes Kapital 2020 
in § 4 Abs. 8 der Satzung). Vom Genehmigten Kapital 2018 und vom Genehmigten Kapital 2020 ist bislang kein 
Gebrauch gemacht worden. Das Genehmigte Kapital 2018 ist abgelaufen. Das Genehmigte Kapital 2020 läuft im 
Juni 2025 ab. Damit die Gesellschaft weiterhin in der Lage ist, bei Bedarf ihre Eigenmittel zu verstärken und dafür 
Planungssicherheit hat, sollen das Genehmigte Kapital 2018 und das Genehmigte Kapital 2020 aufgehoben und 
durch ein genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 2025) in vergleichbarer Höhe und mit vergleichbarer Aus-
gestaltung ersetzt und die Satzung entsprechend angepasst werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

8.1	 Das Genehmigte Kapital 2018 in § 4 Abs. 6 der Satzung wird aufgehoben.

8.2	 Das Genehmigte Kapital 2020 in § 4 Abs. 8 der Satzung wird aufgehoben.

8.3	 Es wird ein neuer § 4 Abs. 6 in die Satzung eingefügt:

„(6)	�	� Der Vorstand ist für die Dauer von fünf Jahren von der Eintragung dieser Ermächtigung in das Handels-
register an ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital durch Ausgabe neuer Aktien gegen  
Bar- und / oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals, insgesamt jedoch um höchstens Euro 23.780.000 (in  
Worten: Euro dreiundzwanzig Millionen siebenhundertachtzigtausend) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025). 
Dabei steht den Aktionären ein gesetzliches Bezugsrecht zu. Den Aktionären kann das gesetzliche Bezugsrecht 
auch dergestalt eingeräumt werden, dass die neuen Aktien einem oder mehreren Kreditinstituten und / oder 
gemäß § 186 Abs. 5 AktG gleichgestellten Unternehmen oder einer Gruppe oder einem Konsortium von 
Kreditinstituten und / oder solchen gleichgestellten Unternehmen zur Übernahme angeboten werden mit der  
Verpflichtung, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre insbesondere in den folgenden Fällen 
auszuschließen:

a)		  für Spitzenbeträge; oder 

b)	�	�  bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, um die neuen Aktien im Rahmen von Unternehmenszusammen-
schlüssen oder beim (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder für den (auch mittelbaren) Erwerb anderer Vermögensgegenstände (einschließlich von Forde-
rungen, auch soweit sie gegen die Gesellschaft oder nachgeordnete Konzernunternehmen gerichtet sind) anbieten 
zu können; oder

c)		�  für die Ausgabe an Personen, die in einem Anstellungs- oder Arbeitsverhältnis mit der Gesellschaft (außer an 
Organmitglieder der Gesellschaft) oder mit verbundenen Unternehmen stehen oder standen (Belegschaftsaktien); 
oder

d)		�  wenn die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gegen Bareinlage zu einem Ausgabebetrag ausgegeben 
werden, der den Börsenpreis der bereits ausgegebenen Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen 
Festlegung des Ausgabebetrags, die möglichst zeitnah zur Platzierung der Aktien erfolgen soll, nicht wesentlich 
unterschreitet. Von der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts gemäß dem vorhergehenden Satz kann 
jedoch nur soweit Gebrauch gemacht werden, wie der anteilige Betrag der neuen Aktien am Grundkapital 10 % des 
Grundkapitals zum Zeitpunkt der Eintragung dieser Ermächtigung in das Handelsregister oder – falls geringer – 
zum jeweiligen Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Ausnutzung der Ermächtigung nicht übersteigt. Von der 
10 %-Grenze ist der anteilige Betrag des Grundkapitals in Abzug zu bringen, der auf Aktien entfällt, die ggf. seit 
Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächtigung aufgrund einer Ermächtigung zur Ausgabe 
neuer Aktien unter Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Rahmen einer 
Barkapitalerhöhung ausgegeben wurden oder die ggf. seit Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese 
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Ermächtigung aufgrund einer Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss nach  
§§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder unter sinngemäßer Anwendung dieser Bestimmungen veräußert 
wurden. Ebenso abzuziehen ist der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die ausgegeben wer-
den können aufgrund von Schuldverschreibungen mit einem Options- bzw. Wandlungsrecht oder einer Options- 
bzw. Wandlungspflicht oder einem Aktienlieferungsrecht der Gesellschaft, soweit diese Schuldverschreibungen 
gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG seit Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese 
Ermächtigung begeben worden sind.

		�  Der anteilige Betrag am Grundkapital der während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025 aufgrund des 
Genehmigten Kapitals 2025 oder aufgrund eines etwaigen anderen genehmigten Kapitals unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gegen Bar- und Sacheinlagen ausgegebenen Aktien darf insgesamt einen Betrag von 10 % des Grund-
kapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung nicht übersteigen; auf diese Begrenzung sind 
Aktien anzurechnen, die aus bedingtem Kapital ausgegeben werden oder auszugeben sind aufgrund von während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts begebenen Schuldverschreibungen mit einem 
Options- bzw. Wandlungsrecht oder einer Options- bzw. Wandlungspflicht oder einem Aktienlieferungsrecht der 
Gesellschaft. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien 
abweichend von § 60 Abs. 2 AktG zu bestimmen und die weiteren Einzelheiten der jeweiligen Kapitalerhöhung aus 
dem Genehmigten Kapital 2025 und ihrer Durchführung festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung 
der Satzung jeweils nach Durchführung einer Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2025 
entsprechend der jeweiligen Erhöhung des Grundkapitals sowie nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.“

8.4	� Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung der bisherigen Genehmigten Kapitalia 2018 und 2020 in  
§ 4 Abs. 6 und 8 der Satzung nur zusammen mit der beschlossenen Schaffung des neuen Genehmigten 
Kapitals 2025 in § 4 Abs. 6 der Satzung zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Die Anmeldung 
hat in der Weise zu erfolgen, dass die Eintragung des neuen Genehmigten Kapitals 2025 nicht vor der 
Eintragung der Aufhebung der bisherigen Genehmigten Kapitalia 2018 und 2020 erfolgt und ferner die 
Eintragung der Aufhebung der bisherigen Genehmigten Kapitalia 2018 und 2020 nur erfolgt, wenn die 
unmittelbare Eintragung des neuen Genehmigten Kapitals 2025 sichergestellt ist.

Der Vorstand hat zu der vorstehend vorgeschlagenen Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre einen Bericht gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet. Der Bericht ist ab der Ein-
berufung der Hauptversammlung sowie während der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter fn.de/hv zugänglich. Ferner wird der Bericht auch in der Hauptversammlung zugänglich gemacht. 

9.	 �Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen 
und zum Ausschluss des Bezugsrechts unter Aufhebung der Ermächtigung vom 27. Mai 2020 sowie Beschluss-
fassung über die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025 und entsprechende Satzungsänderung; Aufhebung 
des Bedingten Kapitals 2020
Die Hauptversammlung vom 27. Mai 2020 hat zu Punkt 8 der Tagesordnung eine Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sowie damit 
zusammenhängend ein bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 2020) und die Änderung von § 4 Abs. 7 der Sat-
zung beschlossen. Die Ermächtigung, von der bislang kein Gebrauch gemacht worden ist, läuft am 27. Mai 2025 
aus. Daher sollen sie und das zugrundeliegende Bedingte Kapital 2020 (§ 4 Abs. 7 der Satzung) durch eine neue 
Ermächtigung mit im Wesentlichen gleicher Ausgestaltung und ein neues Bedingtes Kapitals 2025 ersetzt und  
§ 4 Abs. 7 der Satzung entsprechend geändert werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

9.1	� Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen und zum Ausschluss 
des Bezugsrechts unter Aufhebung der Ermächtigung vom 27. Mai 2020

a)		  Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl

Der Vorstand wird ermächtigt, ab der Eintragung des das nachstehend unter 9.2.1 vorgeschlagenen Bedingten 
Kapitals 2025 sowie der nachstehend unter 9.2.2 vorgeschlagenen Änderung von § 4 Abs. 7 der Satzung im 
Handelsregister und bis zum 13. Mai 2030 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lau-
tende Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen (zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne 
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Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu Euro 594.500.000 zu begeben und den Inhabern bzw. Gläu-
bigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf den Namen lautende Stückaktien der 
Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu Euro 11.890.000 nach näherer 
Maßgabe der Anleihebedingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren. Die Anleihebedingungen können auch 
(i) eine Options- bzw. Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt (jeweils „End-
fälligkeit“; dies erfasst auch eine Fälligkeit wegen Kündigung) aufgrund der Anleihebedingungen oder aufgrund 
eines der Gesellschaft in den Anleihebedingungen eingeräumten Umtausch- oder Wandlungsrechts begründen 
oder (ii) das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit den Gläubigern bzw. Inhabern der Options- bzw. 
Wandelschuldverschreibungen ganz oder teilweise an Stelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages Aktien der 
Gesellschaft zu gewähren („Aktienlieferungsrecht“).

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den entsprechenden Euro-
Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes begeben werden. Die Schuldverschreibungen können 
auch durch eine unmittelbare oder mittelbare 100 %-Tochtergesellschaft der Gesellschaft ausgegeben werden. 
Für diesen Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen 
zu übernehmen und den Inhabern bzw. Gläubigern Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder der Gesellschaft ein 
Aktienlieferungsrecht auf neue auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren oder Options- 
oder Wandlungspflichten zu vereinbaren.

Die einzelnen Emissionen können in jeweils unter sich gleichberechtigte Teilschuldverschreibungen eingeteilt 
werden.

b)		  Optionsrechte; Optionspflichten

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere 
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber bzw. Gläubiger nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden 
Anleihe- bzw. Optionsbedingungen zum Bezug von auf den Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft 
berechtigen oder – auch aufgrund eines Aktienlieferungsrechts – verpflichten. Die Optionsbedingungen können 
für auf Euro durch die Gesellschaft begebene Optionsanleihen vorsehen, dass der Optionspreis ganz oder teilweise 
auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen oder die Verrechnung mit dem Rückzahlungsanspruch 
aus (Teil-)Schuldverschreibungen und ggf. eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Das Bezugsverhältnis ergibt 
sich aus der Division des Nennbetrages einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Optionspreis 
für eine auf den Namen lautende Stückaktie der Gesellschaft. Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann 
vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Anleihe- bzw. Optionsbedingungen, ggf. gegen 
Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden können. Der anteilige Betrag am Grundkapital der je 
Teilschuldverschreibung zu beziehenden auf den Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft darf den Nenn-
betrag der Teilschuldverschreibung nicht überschreiten. 

c)		  Wandlungsrechte, Wandlungspflicht

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber bzw. Gläubiger der Teilschuld
verschreibungen das Recht oder die Pflicht, diese nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festgelegten Anleihe-
bedingungen in auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft zu wandeln oder diese abzunehmen. Das 
Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den 
festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Namen lautende Stückaktie der Gesellschaft und kann auf eine 
volle Zahl auf- oder abgerundet werden. Das Wandlungsverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem 
Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis 
für eine neue auf den Namen lautende Stückaktie der Gesellschaft ergeben. Ferner können eine in bar zu leistende 
Zuzahlung oder eine in bar zu erbringende Wandlungsprämie und die Zusammenlegung oder ein Ausgleich für 
nicht wandlungsfähige Spitzen festgesetzt werden. Die Anleihebedingungen können ein variables Wandlungsver-
hältnis und eine Bestimmung des Wandlungspreises (vorbehaltlich des nachfolgend bestimmten Mindestpreises) 
innerhalb einer vorgegebenen Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des Börsenkurses der Aktie der 
Gesellschaft während der Laufzeit der Anleihe vorsehen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der bei Wand-
lung auszugebenden auf den Namen lautenden Stückaktien darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung 
nicht übersteigen. 
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d)		  Options- bzw. Wandlungspreis

Der jeweils festzusetzende Options- bzw. Wandlungspreis für eine Stückaktie der Gesellschaft muss mit Aus-
nahme der Fälle, in denen eine Options- bzw. Wandlungspflicht oder ein Aktienlieferungsrecht vorgesehen ist, 
mindestens 80 % des nicht gewichteten durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie der Gesellschaft im elektro-
nischen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor dem Tag der 
Beschlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe der Schuldverschreibungen betragen oder – für den Fall 
der Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 80 % des nicht gewichteten durchschnittlichen Börsenkurses der 
Aktie der Gesellschaft im elektronischen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten zehn Börsen-
handelstagen vor Beginn der Bezugsfrist betragen. In den Fällen einer Options- bzw. Wandlungspflicht oder eines 
Aktienlieferungsrechts kann der Options- bzw. Wandlungspreis nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen 
mindestens entweder dem oben genannten Mindestpreis entsprechen oder dem volumengewichteten Durch-
schnittskurs der Aktie der Gesellschaft im elektronischen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse während 
eines Referenzzeitraums von 15 Börsenhandelstagen vor dem Tag der Endfälligkeit bzw. dem anderen festgelegten 
Zeitpunkt, auch wenn dieser Durchschnittskurs unterhalb des oben genannten Mindestpreises (80 %) liegt. Der 
anteilige Betrag des Grundkapitals der auszugebenden Stückaktien der Gesellschaft darf den Nennbetrag der 
Schuldverschreibungen nicht übersteigen. §§ 9 Abs. 1 und 199 Abs. 2 AktG bleiben unberührt.

e)		  Verwässerungsschutz

Die Anleihebedingungen können vorsehen, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis während der Wandlungs- 
oder Optionsfrist unbeschadet des geringsten Ausgabebetrags gemäß § 9 Abs. 1 i. V. m. § 199 Abs. 2 AktG jeweils 
in folgenden Fällen wertrelationswahrend angepasst werden kann:

	■ Kapitalerhöhungen durch Umwandlung der Kapitalrücklage oder von Gewinnrücklagen in Grundkapital mit 
Ausgabe neuer Aktien;

	■ Zusammenlegung von Aktien;
	■ Kapitalerhöhungen oder Veräußerung von Aktien unter Einräumung eines Bezugsrechts (ungeachtet eines 

Bezugsrechtsausschlusses für Spitzenbeträge), ohne dass den Inhabern bzw. Gläubigern schon bestehender 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder Wandlungspflichten 
hierfür ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder 
Optionsrechts bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflicht kraft Gesetzes zustünde;

	■ Begebung weiterer Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen bzw. Gewährung oder Garantie sonstiger 
Wandlungs- oder Optionsrechte oder -pflichten unter Einräumung eines ausschließlichen Bezugsrechts an 
die Aktionäre (ungeachtet eines Bezugsrechtsausschlusses für Spitzenbeträge), ohne dass den Inhabern bzw. 
Gläubigern schon bestehender Wandlungs- oder Optionsrechte oder -pflichten hierfür ein Bezugsrecht in dem 
Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung 
der -pflicht kraft Gesetzes zustünde;

	■ Kapitalherabsetzungen (soweit nicht allein in der Form einer Herabsetzung des auf die einzelne Aktie 
entfallenden anteiligen Betrags am Grundkapital);

	■ bei Maßnahmen nach dem Umwandlungsgesetz und im Falle anderer ungewöhnlicher Maßnahmen bzw. Ereig-
nisse, die Einfluss auf die Kapitalstruktur oder den Wert der Gesellschaft haben.

In diesen Fällen erfolgt die Anpassung in Anlehnung an § 216 Abs. 3 AktG und Marktübung dergestalt, dass der 
wirtschaftliche Wert der Wandlungs- und / oder Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten, der unmittelbar vor der 
die Anpassung auslösenden Maßnahme bestand, unberührt bleibt, indem der Wandlungs- bzw. Optionspreis 
und / oder die Anzahl der Options- bzw. Wandlungsrechte bzw. -pflichten je Teilschuldverschreibung angepasst wird. 

Statt einer Anpassung des Wandlungs- bzw. Optionspreises kann nach näherer Bestimmung der Bedingungen 
der Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen in allen Fällen auch die Zahlung eines entsprechenden Betra-
ges in Geld durch die Gesellschaft bei Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder bei der Erfüllung der 
Wandlungs- bzw. Optionspflicht vorgesehen werden.
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f)		  Bezugsrecht und Bezugsrechtsausschluss

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. Die Schuldverschreibungen 
können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten, einem oder mehreren nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen oder einer Gruppe oder einem 
Konsortium von Kreditinstituten und / oder solchen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, 
sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Werden Schuldverschreibungen von einer 
Tochtergesellschaft der Gesellschaft ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung des gesetzlichen Bezugs-
rechts für die Aktionäre nach Maßgabe der vorstehenden Sätze sicherzustellen, sofern nicht das Bezugsrecht 
nach Maßgabe der nachstehenden Regelungen ausgeschlossen wird.

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insbesondere 
in den folgenden Fällen auszuschließen: 

	■ Der Vorstand ist ermächtigt, Schuldverschreibungen in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts auszugeben, sofern der Ausgabepreis den nach anerkannten, insbesondere 
finanzmathematischen Methoden ermittelten hypothetischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht 
wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt nur insoweit, als auf die zur 
Bedienung der Wandlungs- und / oder Optionsrechte bzw. bei Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflicht 
oder des Aktienlieferungsrechts ausgegebenen bzw. auszugebenden Aktien insgesamt ein anteiliger Betrag des 
Grundkapitals von nicht mehr als 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens und – falls dieser 
Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung entfällt. Auf diesen Höchstbetrag für einen 
Bezugsrechtsausschluss ist der anteilige Betrag am Grundkapital von Aktien anzurechnen, die seit dem 13. Mai 
2025 bis zur Ausgabe der Schuldverschreibungen im Rahmen einer Barkapitalerhöhung ausgegeben werden oder 
aufgrund seit dem 13. Mai 2025 begebener Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. begründeter Wandlungs- oder 
Optionspflichten oder eines Aktienlieferungsrechts bezogen werden können, soweit bei der Barkapitalerhöhung 
bzw. bei der Begebung der Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen das Bezugsrecht der Aktionäre 
gemäß bzw. entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wird. Weiter ist jeweils der anteilige Betrag 
am Grundkapital von eigenen Aktien anzurechnen, die die Gesellschaft auf der Grundlage einer Ermächtigung 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben und seit dem 13. Mai 2025 bis zur Ausübung der hiermit eingeräumten 
Ermächtigung an Dritte gegen Barzahlung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert hat. 

	■ Ferner ist der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen für Spitzen-
beträge auszuschließen.

	■ Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, das Bezugsrecht auszuschließen, soweit es erforderlich ist, um 
den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten auf den Namen lautende Stückaktien der 
Gesellschaft bzw. den Inhabern bzw. Gläubigern von mit Wandlungs- oder Optionspflichten oder einem Aktien-
lieferungsrecht ausgestatteten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, 
wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder des Aktienlieferungsrechts oder bei 
Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflicht zustehen würde.

Der anteilige Betrag am Grundkapital der Aktien, die aus bedingtem Kapital ausgegeben wurden oder auszugeben 
sind, um Options- bzw. Wandlungsrechte, Options- bzw. Wandlungspflichten oder Aktienlieferungsrechte der 
Gesellschaft aufgrund von Schuldverschreibungen zu bedienen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
aufgrund dieser oder einer etwaigen anderen Ermächtigung zur Begebung von Wandel- und Optionsschuld-
verschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts begeben werden, darf insgesamt einen Betrag von  
10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung nicht übersteigen. Auf diese 
Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus einem genehmigten 
Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden.

g)		  Weitere Gestaltungsmöglichkeiten und Bestimmungen

Die Anleihebedingungen können festlegen, dass im Fall der Wandlung bzw. Optionsausübung sowie im Fall, dass 
ein Aktienlieferungsrecht vorgesehen ist, auch eigene Aktien der Gesellschaft oder Aktien einer börsennotierten 
anderen Gesellschaft gewährt werden können. Ferner kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft den Wand-
lungs- bzw. Optionsberechtigten bzw. -verpflichteten nicht auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft 
gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt.
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Der Vorstand wird ermächtigt, unter Beachtung der in dieser Ermächtigung festgelegten Grundsätze die weiteren 
Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen und deren Bedingungen festzusetzen bzw. 
diese im Einvernehmen mit den Organen der begebenden unmittelbaren oder mittelbaren Tochtergesellschaft 
festzulegen. Dies betrifft insbesondere Wandlungs- oder Optionsrechte oder -pflichten oder Aktienlieferungsrechte, 
den Zinssatz, die Art der Verzinsung, die Laufzeit und die Stückelung, den Wandlungs- bzw. Optionszeitraum, die 
Festlegung einer baren Zuzahlung, den Ausgleich oder die Zusammenlegung von Spitzen, Verwässerungsschutz-
bestimmungen, die Barzahlung statt Lieferung von auf den Namen lautenden Stückaktien und die Lieferung 
existierender statt Ausgabe neuer auf den Namen lautender Stückaktien.

Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Maßnahmen auf der Grundlage dieser Ermächtigung nur mit seiner 
Zustimmung oder der Zustimmung eines Aufsichtsratsausschusses vorgenommen werden dürfen.

9.2	 Bedingtes Kapital und Satzungsänderung

9.2.1	 Bedingtes Kapital 2025
Das Grundkapital ist um bis zu Euro 11.890.000 durch Ausgabe von bis zu 11.890.000 neuen auf den Namen 
lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) mit einem auf die einzelne Stückaktie entfallenden 
anteiligen Betrag des Grundkapitals von Euro 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025). Die bedingte Kapital-
erhöhung dient der Gewährung von auf den Namen lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von 
Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 13. Mai 2025 
unter Tagesordnungspunkt 9.1 beschlossenen Ermächtigung von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder 
mittelbaren Tochtergesellschaft begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht oder ein Aktienlieferungs-
recht der Gesellschaft auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- oder 
Optionspflicht bestimmen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 
Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Wandlungs- bzw. Optionspreis.

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen gemäß dem Ermächtigungs-
beschluss der Hauptversammlung vom 13. Mai 2025 (Tagesordnungspunkt 9.1) und nur insoweit durchzuführen, 

	■ wie von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder einem Aktienlieferungsrecht Gebrauch gemacht wird oder 
	■ wie die zur Wandlung oder Optionsausübung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger ihre Pflicht zur Wandlung 

oder Optionsausübung erfüllen 

und soweit nicht eigene Aktien oder Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt 
werden oder durch die Gesellschaft ein Barausgleich erfolgt. Die neuen auf den Namen lautenden Stückaktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, 
für den Fall, dass im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss über die Verwendung des 
Gewinns für das dem Jahr der Ausgabe unmittelbar vorausgehende Geschäftsjahr gefasst worden ist, festzulegen, 
dass die neuen Aktien vom Beginn des dem Jahr der Ausgabe unmittelbar vorausgehenden Geschäftsjahres an 
am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.
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9.2.2	 Satzungsänderung
§ 4 Abs. 7 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„(7)	� Das Grundkapital ist um bis zu Euro 11.890.000 durch Ausgabe von bis zu 11.890.000 neuen auf den Namen lau-
tenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) mit einem auf die einzelne Stückaktie entfallenden anteiligen 
Betrag des Grundkapitals von Euro 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025). Die bedingte Kapitalerhöhung 
dient der Gewährung von auf den Namen lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- 
und / oder Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 13. Mai 2025 unter 
Tagesordnungspunkt 9.1 beschlossenen Ermächtigung von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder mittel-
baren Tochtergesellschaft begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht oder ein Aktienlieferungsrecht 
der Gesellschaft auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- oder 
Optionspflicht bestimmen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 
Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Wandlungs- bzw. Optionspreis.

		�  Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen gemäß dem Ermächtigungs-
beschluss der Hauptversammlung vom 13. Mai 2025 (Tagesordnungspunkt 9.1) und nur insoweit durchzuführen, 

	■  wie von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder einem Aktienlieferungsrecht Gebrauch gemacht wird oder 
	■  �wie die zur Wandlung oder Optionsausübung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger ihre Pflicht zur 
Wandlung oder Optionsausübung erfüllen 

		�  und soweit nicht eigene Aktien oder Aktien einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt 
werden oder durch die Gesellschaft ein Barausgleich erfolgt. Die neuen auf den Namen lautenden Stückaktien neh-
men vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, für 
den Fall, dass im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss über die Verwendung des Gewinns 
für das dem Jahr der Ausgabe unmittelbar vorausgehende Geschäftsjahr gefasst worden ist, festzulegen, dass die 
neuen Aktien vom Beginn des dem Jahr der Ausgabe unmittelbar vorausgehenden Geschäftsjahres an am Gewinn 
teilnehmen. Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapital-
erhöhung festzusetzen.“

9.3	 Aufhebung der bestehenden Ermächtigung und des Bedingten Kapitals 2020

Der Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 27. Mai 2020 (Tagesordnungspunkt 8.1) wird mit Wirkung 
zur Eintragung des Bedingten Kapitals 2025 und der Satzungsänderung gemäß 9.2.1 und 9.2.2 im Handelsregister 
aufgehoben. Bis dahin kann von der bestehenden Ermächtigung Gebrauch gemacht werden. Der Beschluss über 
das Bedingte Kapital 2020 vom 27. Mai 2020 (Tagesordnungspunkt 8.2)) wird aufgehoben.

Der Vorstand hat zu der vorstehend vorgeschlagenen Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre einen Bericht gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet. Der Bericht ist ab der 
Einberufung der Hauptversammlung sowie während der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter fn.de/hv zugänglich. Ferner wird der Bericht auch in der Hauptversammlung zugänglich gemacht. 
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II. Unterlagen zur Hauptversammlung; 
Veröffentlichungen auf der 
Internetseite der Gesellschaft
Diese Einladung zur Hauptversammlung, die zugänglich zu machenden Unterlagen und Anträge von Aktionären sowie 
weitere Informationen stehen auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter fn.de/hv zur Verfügung. Dort werden 
nach der Hauptversammlung auch die festgestellten Abstimmungsergebnisse veröffentlicht. 

Die Manuskripte der Redebeiträge der Vorstandsmitglieder auf der Hauptversammlung werden spätestens fünf Tage 
vor der Hauptversammlung ebenfalls auf dieser Internetseite veröffentlicht.

III. Gesamtzahl der Aktien und 
Stimmrechte
Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der Gesellschaft Euro 118.900.598, 
eingeteilt in 118.900.598 auf den Namen lautende Stückaktien (Aktien), die jeweils eine Stimme gewähren. Die Gesamt-
zahl der stimmberechtigten Aktien der freenet AG im Sinne von § 124a Satz 1 Nr. 4 AktG und § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WpHG 
zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beläuft sich auf 118.900.598. In dieser Gesamtzahl enthalten 
sind auch 50.000 zu diesem Zeitpunkt gehaltene eigene Aktien, aus denen der Gesellschaft gemäß § 71b AktG keine 
Stimmrechte zustehen.

IV. Voraussetzungen für die Teilnahme 
an der Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts

1.	 Eintragung im Aktienregister
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär nur, wer als solcher im Aktienregister eingetragen ist. Zur Teilnahme 
an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind daher nur diejenigen Aktionäre berechtigt, 
die am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen sind und die sich ferner rechtzeitig angemeldet 
haben. Für die Umschreibung von Aktien im Aktienregister siehe den Abschnitt „Freie Verfügbarkeit und technisch 
maßgeblicher Bestandsstichtag“ in Ziffer IV.4.
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2.	 Anmeldung
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung von Stimmrechten sind ferner nur diejenigen 
Aktionäre berechtigt, die sich 

spätestens bis zum Ablauf des 6. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) 

bei der Gesellschaft unter der Adresse 

Hauptversammlung freenet AG
c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH
Postfach 57 03 64
22772 Hamburg

oder per E-Mail unter der Adresse hv-service.freenet@adeus.de

oder unter Nutzung des passwortgeschützten Online-Service zur Hauptversammlung elektronisch auf der 
Internetseite fn.de/online-service/ anmelden. 

Nach rechtzeitigem Zugang der Anmeldung werden den Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversammlung 
übersandt. Anders als die Anmeldung ist die Eintrittskarte keine Teilnahmevoraussetzung, sondern dient ledig-
lich der Vereinfachung des Ablaufs an den Einlasskontrollen zur Hauptversammlung.

3.	 Online-Service 
Der Online-Service steht Aktionären auf der Internetseite fn.de/online-service nach Eingabe der Aktionärsnummer 
und eines zugehörigen individuellen Zugangspassworts zur Verfügung. Die für die Registrierung zum Online-
Service erforderliche Aktionärsnummer und das Zugangspasswort werden mit dem Einladungsschreiben an die 
Aktionäre übersendet. Aktionäre, die sich mit einem selbst vergebenen Zugangspasswort für den elektronischen 
Versand der Einladung zur Hauptversammlung registriert haben, verwenden anstelle des individuellen Zugangs-
passworts ihr selbst gewähltes Zugangspasswort. Weitere Hinweise zum Registrierungsverfahren finden sich auf 
dem zusammen mit dem Einladungsschreiben übersandten Formular sowie auf der oben genannten Internet-
seite. Nach erfolgter rechtzeitiger Anmeldung zur Hauptversammlung steht der Online-Service für Änderungen 
der Eintrittskartenbestellung, Briefwahl oder Vollmachts- und Weisungserteilung zur Verfügung. 

Bei Anmeldungen zur Hauptversammlung durch Intermediäre im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG – das sind ins-
besondere Kreditinstitute und Wertpapierfirmen – und Personen im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG – dazu zählen 
insbesondere Aktionärsvereinigungen und Stimmrechtsberater – gelten Besonderheiten in Bezug auf die Nutzung 
unseres Online-Service. Einzelheiten können der oben genannten Internetseite entnommen werden. 

4.	 Freie Verfügbarkeit und technisch maßgeblicher Bestandsstichtag 
Die Aktien werden durch die Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert. Die Aktionäre können über ihre 
Aktien daher auch nach erfolgter Anmeldung frei verfügen. Für das Teilnahme- und Stimmrecht ist allein der am 
Tag der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragene Aktienbestand maßgebend. Dieser wird dem Bestand 
entsprechen, der sich auf der Grundlage der Umschreibungsanträge ergibt, die der Gesellschaft bis zum letzten 
Tag der Anmeldung zugegangen sind. Anträge zur Umschreibung des Aktienregisters, die in der Zeit vom 7. Mai 
2025 bis 13. Mai 2025 (jeweils einschließlich) eingehen, werden erst mit Wirkung nach der Hauptversammlung 
am 13. Mai 2025 verarbeitet und berücksichtigt. Technisch maßgeblicher Bestandstag (sogenanntes Technical 
Record Date) ist daher der 6. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ).
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V. Verfahren für die Stimmabgabe 
durch Bevollmächtigte
Aktionäre können einen Intermediär (z. B. ein Kreditinstitut), eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder 
eine andere Person ihrer Wahl zur Ausübung von Stimmrechten bevollmächtigen. Aktionäre, die eine solche Vollmacht 
erteilen möchten, müssen selbst zur Teilnahme an der Hauptversammlung berechtigt sein. Sie müssen daher am Tag 
der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen sein und sich rechtzeitig und ordnungsgemäß zur Teilnahme 
angemeldet haben (siehe oben die Abschnitte „Eintragung im Aktienregister“ und „Anmeldung“ in Ziffern IV.1. und IV.2.).

Für die Erteilung der Vollmacht sowie für deren etwaigen Widerruf und Nachweis genügt die Textform, soweit das Gesetz 
nicht zwingend eine strengere Form verlangt; § 135 AktG bleibt unberührt. Die Eintrittskarte enthält ein Formular, das 
für die Vollmachtserteilung verwendet werden kann. 

Erfolgt die Vollmachtserteilung an einen Intermediär (z. B. ein Kreditinstitut), an eine Aktionärsvereinigung, an einen 
Stimmrechtsberater oder an eine andere Person im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG, richten sich die Anforderungen an 
die Vollmacht nach den gesetzlichen Regelungen in § 135 AktG, d. h. insbesondere, dass die Vollmacht nachprüfbar 
festgehalten werden muss, sowie nach den Besonderheiten der jeweiligen Bevollmächtigten, die bei diesen jeweils zu 
erfragen sind.

Die Übermittlung der Vollmacht bzw. des Nachweises der Vollmacht sowie die Übermittlung eines etwaigen Widerrufs 
der Vollmacht an die Gesellschaft können schriftlich oder anderweitig in Textform unter der Adresse

Hauptversammlung freenet AG
c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH
Postfach 57 03 64
22772 Hamburg

oder per E-Mail unter der Adresse hv-service.freenet@adeus.de

oder per Online-Service auf der Internetseite fn.de/online-service erfolgen.

Intermediäre (z. B. Kreditinstitute), Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und andere Personen im Sinne von  
§ 135 Abs. 8 AktG dürfen Stimmrechte für Aktien, die ihnen nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im Aktienregister 
der Gesellschaft eingetragen sind, nur auf Grund einer Ermächtigung des Aktionärs ausüben, für die die Regelungen 
über die Vollmachten entsprechend gelten.

Als Service für unsere teilnahmeberechtigten Aktionäre wird wie bisher angeboten, sich durch einen von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter in der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Diesem Stimmrechtsvertreter 
müssen dazu eine Vollmacht und Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden; andere Aktionärsrechte 
können vom Stimmrechtsvertreter nicht ausgeübt werden. Der Stimmrechtsvertreter ist verpflichtet, weisungsgemäß 
abzustimmen. Es ist jedoch zu beachten, dass der Stimmrechtsvertreter weder im Vorfeld noch während der Haupt-
versammlung Weisungen zu Verfahrensanträgen oder zu erstmals in der Hauptversammlung gestellten Anträgen oder 
Wahlvorschlägen entgegennehmen kann. Er kann das Stimmrecht nur zu denjenigen Tagesordnungspunkten aus-
üben, zu denen er von den Aktionären Weisungen erhalten hat. Wird über Tagesordnungspunkte, Anträge oder Wahl-
vorschläge abgestimmt, zu denen dem Stimmrechtsvertreter keine Weisungen vorliegen, wird er sich dazu jeweils der 
Stimme enthalten.

Vollmacht und Weisungen an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen bis zum 12. Mai 2025, 
24:00 Uhr (MESZ) – unter Nennung der Person des Erklärenden – schriftlich oder anderweitig in Textform unter der 
Adresse

Hauptversammlung freenet AG
c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH
Postfach 57 03 64
22772 Hamburg
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oder per E-Mail unter der Adresse hv-service.freenet@adeus.de oder per Online-Service auf der Internetseite  
fn.de/online-service

zugegangen sein.

Vollmacht und Weisungen können in der vorstehend angegebenen Form eingehend bis 12. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) 
auch widerrufen oder geändert werden. Bei widersprechenden Vollmachten und Weisungen bzw. Widerrufen oder 
Änderungen gilt jeweils die zuletzt rechtzeitig bei der Gesellschaft eingegangene Vollmacht und Weisung bzw. ihr Wider-
ruf oder ihre Änderung. 

Für in der Hauptversammlung erschienene Aktionäre oder Bevollmächtigte besteht darüber hinaus die Möglichkeit, 
den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter in der Hauptversammlung mit der Ausübung des Stimm-
rechts zu bevollmächtigen; Bevollmächtigte haben dabei zu beachten, ob sie nach ihrem Rechtsverhältnis mit dem von 
ihnen vertretenen Aktionär zur Erteilung einer solchen Vollmacht berechtigt sind.

Die Erteilung einer Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung können in der vorstehend 
angegebenen Form übermittelt werden. Der Nachweis der Bevollmächtigung kann auch durch Vorlage der Vollmacht, 
die die Person des Erklärenden benennt, bei persönlichem Erscheinen des Bevollmächtigten erbracht werden.

Aktionäre können auch nach Vollmachterteilung ihre Rechte in der Hauptversammlung persönlich wahrnehmen. Persön-
liches Erscheinen gilt als Widerruf einer zuvor erteilten Vollmacht.

Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

Einzelheiten zur Teilnahme an der Hauptversammlung sowie zur Vollmachts- und Weisungserteilung erhalten die 
Aktionäre auch zusammen mit der Eintrittskarte.

VI. Verfahren für die Stimmabgabe 
durch Briefwahl 
Aktionäre können unter den nachstehenden Voraussetzungen ihre Stimmen unter Verwendung des hierfür auf der 
Eintrittskarte enthaltenen Briefwahlformulars auch schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation abgeben, 
ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen (Briefwahl). Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl ist auch möglich 
über den Online-Service unter der oben genannten Internetseite.

Zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der Briefwahl sind gemäß § 13 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft nur die-
jenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind und sich bei der Gesellschaft zur Teilnahme an 
der Hauptversammlung rechtzeitig angemeldet haben (siehe oben die Abschnitte „Eintragung im Aktienregister“ und 
„Anmeldung“ in Ziffern IV.1. und IV.2.).

Briefwahlstimmen können der Gesellschaft schriftlich unter der Anschrift 

Hauptversammlung freenet AG
c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH
Postfach 57 03 64
22772 Hamburg

oder per E-Mail unter der Adresse hv-service.freenet@adeus.de

oder über den Online-Service auf der Internetseite fn.de/online-service
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bis zum 12. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) übermittelt und auch widerrufen werden. Bei widersprechenden Briefwahl-
stimmen bzw. Widerrufen oder Änderungen gilt die zuletzt rechtzeitig bei der Gesellschaft eingegangene Briefwahl-
stimme bzw. ihr Widerruf oder ihre Änderung.

Möchte ein Aktionär trotz bereits erfolgter Stimmabgabe durch Briefwahl an der Hauptversammlung selbst oder durch 
einen Bevollmächtigten teilnehmen und die betreffenden Aktien vertreten, so ist dies möglich, gilt aber als Widerruf 
der im Wege der Briefwahl erfolgten Stimmabgabe für die betreffenden Aktien.

VII. Hinweise zur Nutzung des Online-
Service bei Stimmabgabe durch 
Bevollmächtigte oder durch Briefwahl

Nach erfolgter rechtzeitiger Anmeldung zur Hauptversammlung steht den Aktionären der Online-Service für die 
Erteilung von Vollmachten und Weisungen und die Abgabe von Briefwahlstimmen sowie für deren Änderungen bis zum 
12. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) zur Verfügung. Bei Nutzung des Online-Service zur Hauptversammlung können keine 
Weisungen erteilt und keine Briefwahlstimmen abgeben werden zu etwaigen Abstimmungen über eventuelle Verfahrens-
anträge, Gegenanträge, Wahlvorschläge und sonstige Anträge, soweit diese nicht im Vorfeld der Hauptversammlung 
nach den gesetzlichen Bestimmungen zugänglich bzw. bekannt gemacht worden sind oder soweit diese erst in der 
Hauptversammlung vorgebracht werden. Ebenso kann der Online-Service nicht für Wortmeldungen oder Fragen zur 
bzw. in der Hauptversammlung genutzt werden und es können keine Anträge gestellt und keine Widersprüche gegen 
Hauptversammlungsbeschlüsse abgegeben werden. 

Weitere Hinweise finden sich auf dem zusammen mit dem Einladungsschreiben übersandten Anmeldeformular sowie 
auf der oben genannten Internetseite.

VIII. Anträge, Wahlvorschläge, 
Auskunftsrechte 
1.	 Ergänzungsanträge zur Tagesordnung (§ 122 Abs. 2 AktG)

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind und deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag von Euro 
500.000 erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und im Bundesanzeiger 
und im Internet unter fn.de/hv bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder 
eine Beschlussvorlage beiliegen. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie Inhaber einer ausreichenden 
Anzahl von Aktien für die Dauer der gesetzlich angeordneten Mindestbesitzzeit von 90 Tagen vor dem Tag des 
Zugangs des Verlangens sind und diese bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten (§§ 122 Abs. 2, 
122 Abs. 1 Satz 3, 121 Abs. 7 AktG sowie § 70 AktG).
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Ein solches Verlangen ist an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft bis zum Ablauf 
des 12. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ) schriftlich unter der Adresse

freenet AG
Vorstand
HV-Management
Deelbögenkamp 4
22297 Hamburg

oder per E-Mail unter Hinzufügung des Namens des Antragstellers mit qualifizierter elektronischer Signatur unter 
der Adresse hv@freenet.ag zugehen. 

Bekanntzumachende Ergänzungsverlangen werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt-
gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden 
außerdem im Internet unter

fn.de/hv

zugänglich gemacht und den Aktionären mitgeteilt.

2.	 Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären (§§ 126 Abs. 1, 127 AktG)
Jeder Aktionär der Gesellschaft hat das Recht, auch schon vor der Hauptversammlung Gegenanträge zu Vorschlägen 
von Vorstand und / oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zu stellen. 
Solche Gegenanträge und Wahlvorschläge werden einschließlich des Namens des Aktionärs, einer zugänglich zu 
machenden Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter 

fn.de/hv 

zugänglich gemacht, sofern die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

Gegenanträge und Wahlvorschläge müssen bei der Gesellschaft bis spätestens zum 28. April 2025, 24:00 Uhr 
(MESZ) eingehen und sind ausschließlich zu richten an:

freenet AG
Vorstand
HV-Management
Deelbögenkamp 4
22297 Hamburg

oder per E-Mail an die Adresse hv@freenet.ag

Anderweitig adressierte oder verspätet zugegangene Anträge werden nicht berücksichtigt.

Ein Gegenantrag braucht von der Gesellschaft nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn einer der Ausschlus
statbestände gemäß § 126 Abs. 2 Satz 1 AktG vorliegt. Die Begründung braucht auch dann nicht zugänglich gemacht 
zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt.

Wahlvorschläge zur Wahl des Abschlussprüfers brauchen von der Gesellschaft dann nicht zugänglich gemacht zu 
werden, wenn einer der Ausschlusstatbestände nach §§ 127 Satz 1, 126 Abs. 2 AktG vorliegt. Wahlvorschläge zur 
Wahl des Abschlussprüfers werden auch dann nicht zugänglich gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten 
Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person nicht enthalten. Im Übrigen gelten die Voraussetzungen für 
das Zugänglichmachen von Gegenanträgen entsprechend.
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Das Recht eines jeden Aktionärs, auch ohne vorherige Übermittlung an die Gesellschaft während der Haupt-
versammlung Gegenanträge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten zu stellen oder Wahlvorschläge zu 
machen, bleibt unberührt. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge können, auch wenn sie auf Verlangen von Aktionären vor der Hauptver-
sammlung veröffentlicht worden sind, in der Hauptversammlung nur berücksichtigt werden, wenn sie dort münd-
lich gestellt werden.

3.	 Auskunftsrecht der Aktionäre (§ 131 Abs. 1 AktG)
In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktionärsvertreter vom Vorstand Auskunft über Angelegen-
heiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der 
Tagesordnung erforderlich ist. Das Auskunftsrecht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen 
Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in 
den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen (§ 131 Abs. 1 AktG). Unter bestimmten Voraussetzungen darf 
der Vorstand die Auskunft verweigern (§ 131 Abs. 3 AktG).

Nach § 15 Abs. 4 der Satzung kann das Frage- und Rederecht in der Hauptversammlung durch den Versammlungs-
leiter zeitlich angemessen beschränkt werden.

4.	 Weitergehende Erläuterungen zu Aktionärsrechten
Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG 
sowie zu Einschränkungen dieser Rechte finden sich unter der Internetadresse fn.de/hv.

IX. Datenschutz
Informationen zum Datenschutz für Aktionäre finden sich in der Anlage zu dieser Einberufung.

Büdelsdorf, im März 2025

freenet AG
Der Vorstand 
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Anlage – Informationen zum Datenschutz für Aktionäre
Die freenet AG, Hollerstraße 126, 24782 Büdelsdorf, verarbeitet als Verantwortliche personenbezogene Daten der 
Aktionäre (Name und Vorname, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart der Aktien und Num-
mer der Eintrittskarte, Vollmachtempfänger) sowie gegebenenfalls personenbezogene Daten der Aktionärsvertreter 
auf Grundlage der geltenden Datenschutzgesetze, soweit dies für die ordnungsgemäße Vorbereitung, Durchführung 
und Nachbereitung der Hauptversammlung rechtlich erforderlich ist. Dies umfasst insbesondere die Verarbeitung von 
Daten zur Ermöglichung der Teilnahme an der Hauptversammlung, der Erfüllung aktienrechtlicher Anforderungen, der 
Ausübung von Aktionärsrechten und der Kommunikation mit den zur Hauptversammlung zugelassenen Aktionären 
und Aktionärsvertretern. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c) der Datenschutz-Grund
verordnung (DSGVO) i. V. m. §§ 67, 118 ff. AktG.

Darüber hinaus können Datenverarbeitungen, die für die Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung 
der Hauptversammlung erforderlich sind, auf Grundlage überwiegender berechtigter Interessen erfolgen 
(Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f) DSGVO). Soweit die Aktionäre ihre personenbezogenen Daten nicht selbst zur Verfügung 
stellen, erhält die freenet AG diese in der Regel von der Depotbank des Aktionärs.

Zur Durchführung der Hauptversammlung setzt die freenet AG zum Teil externe Dienstleister ein. Diese verarbeiten 
die personenbezogenen Daten der Aktionäre ausschließlich nach Weisung der freenet AG und nur, soweit dies für die 
Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich ist. Alle Mitarbeiter der freenet AG und die Mitarbeiter der 
beauftragten Dienstleister, die Zugriff auf personenbezogene Daten der Aktionäre haben und / oder diese verarbeiten, 
sind verpflichtet, diese Daten vertraulich zu behandeln. Im Übrigen werden personenbezogene Daten von Aktionären 
bzw. Aktionärsvertretern, die an der Hauptversammlung teilnehmen, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften, ins-
besondere betreffend das Teilnehmerverzeichnis (§ 129 AktG) sowie bei der Ausübung von Aktionärsrechten, allen 
Aktionären und Aktionärsvertretern, die an der Hauptversammlung teilnehmen, zur Verfügung gestellt.

Die freenet AG löscht die personenbezogenen Daten der Aktionäre im Einklang mit den gesetzlichen Regelungen, ins-
besondere wenn die personenbezogenen Daten für die ursprünglichen Zwecke der Erhebung oder Verarbeitung nicht 
mehr notwendig sind, die Daten nicht mehr im Zusammenhang mit etwaigen Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren 
benötigt werden und keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten oder andere Rechtfertigungsgründe für die Speiche-
rung bestehen. 

Unter den gesetzlichen Voraussetzungen haben die Aktionäre das Recht, Auskunft über ihre verarbeiteten personen-
bezogenen Daten zu erhalten und die Berichtigung oder Löschung ihrer personenbezogenen Daten oder die Einschränkung 
der Verarbeitung zu beantragen. Zudem steht den Aktionären ein Beschwerderecht bei den Aufsichtsbehörden zu.

Soweit personenbezogene Daten auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. f) DSGVO verarbeitet werden, steht den 
Aktionären und Aktionärsvertretern unter den gesetzlichen Voraussetzungen zudem ein Widerspruchsrecht zu.

Für Anmerkungen und Rückfragen zu der Verarbeitung von personenbezogenen Daten erreichen Aktionäre den 
Datenschutzbeauftragten der freenet AG unter:

freenet AG
Datenschutzbeauftragter
Hollerstraße 126
24782 Büdelsdorf
E-Mail: datenschutz@freenet.ag
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